


Verwaltungsvorschrift zum Landestransparenzgesetz (VV-LTranspG) vom 24.11.2017 
führt hierzu aus:

„Nummer 9 enthält einen Schutztatbestand für Prüfungsverfahren und Leistungsbe­
urteilungen. Es soll verhindert werden, dass die Durchführung von Prüfungen und 
Leitungsfeststellungen durch eine vorherige Veröffentlichung der Prüfungsaufgaben 
und Prüfungslösungen beeinträchtigt wird. Dieser Schutz ist zeitlich nicht auf die 
Durchführung einer konkreten Prüfung oder Leistungsfeststellung begrenzt. Prü­
fungsaufgaben werden vielfach zur mehrfachen Nutzung, insbesondere auch im 
Rahmen von Prüfungsverbänden, innerhalb derer die Aufgaben untereinander aus­
getauscht werden, erstellt. Nummer 9 schützt das gesamte Verfahren, in dem eine 
Aufgabe zu Prüfungs- oder sonstigen Leistungsfeststellungszwecken Verwendung 
finden soll. Erst wenn sicher feststeht, dass eine Aufgabe für den vorbezeichneten 
Zweck nicht mehr eingesetzt werden soll, kann ein Informationsanspruch nach dem 
Landestransparenzgesetz Platz greifen.“

Da Prüfungsaufgaben an Schulen wiederholt eingesetzt werden dürfen, ist Ihr Anliegen 
abzulehnen.

Weiter steht Ihrem Anliegen auch § 16 Abs. 1 Nr. 1 LTranspG entgegen. Danach ist der 
Antrag auf Informationszugang abzulehnen, soweit Rechte am geistigen Eigentum oder 
an Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen verletzt würden. Dies ist hier einschlägig, da 
das Land Rheinland-Pfalz nicht über die Vervielfältigungsrechte oder sonstigen Urhe­
berrechte für verwendete Fremdtexte, Abbildungen, etc. verfügt. Ihm ist es nur erlaubt, 
zu reinen Prüfungszwecken auf diese Quellen zuzugreifen. Eine Weitergabe an Dritte 
ist davon nicht umfasst.

Kosten gemäß § 24 LTranspG werden nicht erhoben.

Sie haben die Möglichkeit, den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit anzu­
rufen (§ 12 Abs. 4 Satz 6 LTranspG).

Sollte diese Antwort veröffentlicht werden, möchte ich Sie mit Hinweis auf die Daten­
schutz-Grundverordnung darum bitten, personenbezogene Daten unkenntlich zu ma­
chen.
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